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Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 29. Juli 1862. 


Telegrapbiſche Nachrichten. 

Turin, 27. Juli, Nachts. In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗Kam⸗ 
mer wurde die Descuſſion der A Petrucelli's betreffs der aus⸗ 
wärtigen Politik fortgeſetzt. Mordi wünſchte, daß das Parlament eine 
Sprache erſchallen ließe, die das römiſche Volk ermuthigte, ſeine Feſſeln zu 
brechen, will aber das franzöſiſche Banner geachtet wiſſen. Man habe nie 
— gedacht, welche Haltung die Regierung für den Fall einer Inſurrec⸗ 
ion zu Rom annehmen würde. Er glaube, daß in einem ähnlichen Falle 
ein Bundniß Frankreichs mit Rußland die italieniſchen Intereſſen um den 
h reis einer für Europa nothwendigen engliſch⸗franzöſiſchen Allianz gefähr⸗ 

en könne; er halte dafür, daß Italien ſich befeſtigen und in Kriegszuſtand 

ſetzen müſſe. Andere Redner ſprachen für, andere gegen die äußere Politik 
des Miniſteriums. 
k Raguſa, 27. Juli. Letzten n wurden die Montenegriner nach 
einander bei Gerlitſchi, Glavizza, Orjaluka und Zagarao geſchlagen. Die 
: ontenegriner nehmen jedoch dem Sieg für fih in Anſpruch und ſchreiben 
en Türken ungeheure Verluſte zu. 


— 


Landtags = Verhandlungen. 

28, Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (28. Juli). 

Präſ. Grabow eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 10 Minuten. Am 
Miniſtertiſche: v. d. Heydt, v. Holzbrinck und mehrere Reg.⸗Commiſſare. 

r Präſident proclamirt die Namen derjenigen Mitglieder, welche zur 
Vorberathung des Antrages des Abg. v. Bockum⸗Dolffs, betreffend die 
rheiniſche und weſtfäliſche Landgemeinde⸗Ordnung gewählt ſind. Es find 
folgende: a Vorſ., Schulz (Herford) Stellv. des Vorſ., Becker (Dortmund) 
Schrift, Becker (Simmern) Stellvert. des Schriftf., Sartorius, Pflücker, 
Caspers (Koblenz), Herrmann (Wittlich), Gerſtein, Leue (Gummersbach), Cetto, 
Bresgen, v. d. Sttaeten, Gützloe. a ; 

Der Magiſtrat der Stadt Berlin zeigt an, daß die Modelle zur Schiller⸗ 
Statue im Concertſaale des königlichen Schauſpielhauſes ausgeſtellt ſeien.— 
Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten bittet um Ausſetzung der 

erathung des Etats des Miniſteriums der auswärtigen, Angelegenheiten, 
da er durch Befehl Sr. Maj. des Königs heute nach Potsdam berufen ſei. 

er Etat wird von der Tagesordnung abgeſetzt. — Vor der Tagesordnung 
ergreift Abg. Rohden das Wort, um dagegen zu proteſtiren, daß die Na⸗ 
men derjenigen 52 Abgeordneten, welche bei der Abſtimmung über den Han⸗ 
delsvertrag ohne Grund gefehlt haben, gegen den bisherigen Uſus nicht in 
den ſtenographiſchen Bericht mit aufgenommen ſeien (v. Binde: ſehr richtigh. 

ei einem fo wichtigen Gegenſtande hätte der Fehler nicht begangen werden 
follen, damit das Land voljtändige Kenntniß von derſelben erhalte (v. Vincke: 
ehr richtig ). Ferner hätten am Ende des ſtenographiſchen Berichts 24 
Abgeordnete ihre Abstimmung nachgeholt und auch dies ſei ein Verfahren, 
welches bisher nicht ſtattgefunden habe, und bitte er deshalb, namentlich in 
Betreff des erſten Punktes um Vervollſtändigung des ſtenogr. Berichtes. 

Der Präſident erwidert, daß die Zuſammenſtellung des ſtenographiſchen 
Berichts Sache der gegenwärtig außerordentlich beſchäftigten Regiſtratur fei, 
welche auch das Verſehen gemacht habe; er werde Sorge tragen, daß ſolche 

erſehen nicht wieder vorkommen. Was den zweiten Punkt betreffe, ſo 
hätten die 24 Abgeordneten nicht geglaubt, daß die Berathung ſo ſchnell 
vorübergehen würde, und deshalb die Abſtimmung verſäumt. (Heiterfeit.) 
Sie hätten gebeten, ihre Abſtimmung nachträglich abgeben zu dürfen, und 
habe er nichts dagegen einzuwenden gehabt, um zu conſtatiren, daß noch 
mehrere Abgeordnete für den Vertrag geſtimmt haben würden. — Damit 
iſt dieſe Angelegenheit erledigt. — Die Wahlen der Abgg. Lette und des 
ai aopperäborf werden den Anträgen der Abtheilungen gemäß für 

Fr. Ä 

Es folgt die Berathung des Berichts der Commiſſion für Handel und 
Gewerbe über den Entwurf eines eſetzes, betreffend die Aufhebung des 
Torten Veſtelgewdes. Es iſt darüber bereits berichtet. Ref. Abg. Becker 

Dortmund). 1 

Abg. DE Zehrt begrüßt das Geſetz als eine Art Steuererlaß mit Freude, 
bedauert aber, daß dies Geſetz nur das Briefbeitellgeld für ſolche Orte auf: 
bebe, wo Poſtanſtalten beſtehen, nicht aber das Land⸗Brief⸗Beſtellgeld. 

enn man auf Koſten des Staates in kleineren Städten Poſt⸗Expeditionen 
errichte, jo könne man auch auf Koſten des Staates den Briefverkehr auf 
dem Lande erleichtern. Es beſtehe ja auch in dieſer Beziehung kein ſo gro⸗ 
zer Unterſchied zwiſchen den großen Städten und dem Lande, da z. B. in 
Berlin ein Briefträger oft weiter gehen müſſe, als ein Briefträger auf dem 
Lande. Mit Rüdjiht auf die Erklärungen der Regierung in der Commiſſion, 
wonach für ſpätere Zeit eine Erleichterung in dieser Beziehung zu erwarten 
ſei, wolle er keinen beſonderen Antrag stellen. ? 

Abg. v. Mallinckrodt (gegen den Commiſſions⸗Antrag): Er ftimme aus 
zwei Gründen gegen den Geſezentwurf; erſtens aus dem vom Vorredner 
angeregten Grunde: er ſehe in der Beibehaltung des Beſtellgeldes für das 
Land eine nicht zu rechtfertigende Ungleichheit und Begünſtigung der Städte. 
Der zweite Grund ſei der finanzielle; die Briefabſender nähmen auf das 
Beſtellgeld, das der Empfänger zu zahlen habe, keine Rückſicht, alſo ſei auf 

ermehrung der Correſpondenz in Folge dieſer Maßregel nicht zu rechnen. 
s werde alſo ein erheblicher Ausfall für die Staatskoſſe eintreten. In 
dieſer Beziehung müſſe man vorſichtig ſein. Er ſchlage folgendes Amende⸗ 
ment zum § 1 vor: Die Worte „an Adreſſaten im Orte der Poſtanſtalt ge⸗ 
richteten“ zu ſtreichen, wodurch Land und Stadt gleichgeſtellt werden. 

Abg. Karſten (für den Gegetzentwurf). Die örtliche Lage bringe mit 
Nothwendigkeit Verſchiedenbeit hervor. Man könne nicht Alles gleich ma⸗ 

en, der erſte Grund des Abg. v. Malinkrodt ſei deshalb nicht zutreffend. 

er zweite Grund ſei vicht unbedenklich. Wenn man aber erwäge, daß der 
Ausfall nicht plötzlich, ſondern in ſteigenden Progreſſionen eintreten werde, 
und z. B. für das erſte Jahr nur auf 29,000 Thlr. veranſchlagt ſei, ſo falle 
er doch nicht ſo ſehr ins Gewicht, daß man gegen das Geſetz ſtimmen 
müßte. Ueberdies würde auch in Aae dieſer Erleichterung des Poſtver⸗ 
kehrs eine Ausgleichung durch die Vermehrung der Correſpondenz erfolgen, 
die ſchließlich eine Vermehrung der Einnahmen für die Poſtkaſſe herbeifüh⸗ 
ren werde. Er mache auch darauf aufmerkſam, daß die oft empfohlene Be⸗ 
rückſichtigung der Poſtbeamten immer nur den Brieſträgern zu Theil werde, 
nicht aber auch den Poſterpedienten 2. Klaſſe, die dieſelbe in gleichem Maße 
verdienten. Namentlich müßte für eine ſichere Stellung dieſer Beamten ge: 
. BR: Es ſei ein großes Unrecht, dieſe Beamten, die ein jo ver: 
zuftellen ſches muͤhevolles Amt hätten, dauernd nur auf Kündigung an⸗ 

Abg. v. Bonin (Stolp) gegen den Geſetzentwurf: Er hält ein Bedürf⸗ 
niß zu dem Geſetze nicht vorliegend, Die finanzielle Lage des Landes 5 
aube den Ausfall einer ſolchen Einnahme nicht, wie der durch das Brief⸗ 
ehen 1 kai 

ing. Reichenſperger (Beckum) für den Geſetzentwurf: Ihm falle bei 
dem Amendement des Abg. 5 Ba das Sprüchwort ein: Das Beſte 
ſei der ge des Guten. Ex begrüße mit Freuden die Vorlage der Regie⸗ 
tung. Er halte es für ein ſchreiendes Unrecht, daß man für eine Kreuz⸗ 
bandſendung von Trieſt nach Köln 4 Pfg. Porto zahle, und die Beförderung 
derſelden an Ort und Stelle über die Straße noch 6 Pfg. koſte, Er wun⸗ 
dere ſich, ſeinen Freund unter den Gleichmachern zu erblicken (Heiterkeit), 
und gerade hier, wo es ſich doch nur darum handelt, dem Einzelnen Laſten 
abzunehmen. Auch die Bemerkungen des 2 v. Mallinckrodt in Bezug 
auf die Sicherheit der Brieſe halte er für nicht gerechtfertigt. Der finan⸗ 

Punkt ſei ihm nicht bedenklich. Er fürchte in dieſer Beziehung nicht, 
atsregierung ſich zum Erlaß einer Steuer ſo bereitwillig würde 
finden laſſen, wenn fie davon irgend eine Störung der Staatsverwaltung 
zu erwarten hätte. 5 

Abg. Biernacki wunſcht, daß die Regierung für die amtlichen Requi⸗ 


ſitionen, welche die Pfarrer fo h ufig in Sachen unentgeltlich auszuſtellen⸗ 


der Zeugniſſe von den Landräthen erhielten, und für die ſie ebenfalls Be: 
ſtellgeld bezahlen müßten, die Beten von demſelben eintreten laſſe. 

Abg. Dr. Faucher: Das Beſtellgeld komme bei der Geſchäfts⸗Correſpon⸗ 
denz, namentlich bei der gedruckten und halbgedruckten Correſpondenz ſehr in 
Betracht. Auf dieſe Art von Corxeſpondenz übe, wie das Poſtſyſtem in 
England beweiſe, jede Br mur Ga den weitgreifendſten Einfluß. Das 
Briefſchreiben werde dadurch zur Gewohnheit. Der Wegfall des Beſtellgel⸗ 


des werde auch für den Briefträger bequemer ſein. Es würden Briefkaſten 
an den Häuſern angebracht werden. Der Briefträger würde nicht mehr 
Treppen zu ſteigen brauchen. Er billige das ſchrittweiſe Vorgehen der Re⸗ 
gierung. Der Wegfall des Beſtellgeldes werde die Porto⸗Einnahmen ſtei⸗ 
gern und ſo Regierung und Haus ſpäter ermuthigen, auch dem platten Lande 
die Wohlthat des Geſetzes zuzuwenden. — Der Handelsminiſter v. Holz⸗ 
brinck: Die Regierung komme mit dieſem Geſetze den Wünſchen des Landes 
entgegen; ſie habe indeß aus finanziellen Gründen nicht ſofort die vollſtän⸗ 
tige Aufhebung des Briefbeſtellgeldes vorgeſchlagen. Sie werde indeß, in 
der Hoffnung, daß die Ausfälle durch die allmähliche Steigerung des Ver⸗ 
kehrs ausgeglichen werden, dieſe vollſtändige Aufhebung ebenfalls in Aus- 
ſicht nehmen. — Regierungs⸗Commiſſar Philippsborn: Der Etat von 
1863 enthalte eine Vermehrung von 80 Poſt⸗Anſtaften (feit 1850 überhaupt 
eine Vermehrung von 500), und ſie werde immer wachſen. Das gereiche 
der Regierung zur Freude; die Postverwaltung fühle ſich mit den Bedürf⸗ 
niſſen des Staates eng verwachſen. Was die Sicherheit anbetreffe, ſo ſei 
die Zahl der Reelamationen allerdings in der letzten Zeit gewachſen, aber 
das liege in der enormen Zunahme der Correſpondenz. Keine Reclamation 
werde unberückſichtigt und ohne Antwort gelaſſen. Im Vergleich zur Ver: 
mehrung der Briefzahl hätten die Reclamationen nicht zugenommen. Auch 
ſei die Zahl bei uns kleiner, als in anderen Staaten. In vielen Fällen habe 
man die moraliſche Ueberzeugung, daß die Schuld nicht an den Expedienten, 
ſondern an einer Nachläßigkeit der Abſender und Empfänger liege. Wie 
oft behaupte man, einen Brief nicht empfangen zu haben. (Heiterkeit). 

Man ſei bemüht, die Stellung der Beamten zu verbeſſern. Die Vorſte⸗ 
her der Poſtexpedienten 2ter Klaſſe ſeien oft aus ſicheren Ortsbewohnern, 
Inhabern von Geſchäften gewählt worden. Deshalb hätten die Expeditionen 
öfter geändert werden müſſen. Man habe die Umänderung in Expeditionen 
erſter Klaſſe verſucht, ſie ſei aber nicht immer möglich geweſen. Ob die An⸗ 
ſtellung der den Maximalſatz erhaltenden Beamten noch mehr ausgedehnt, 
event. dieſer Maximalſatz erhöht werden könne, müſſe der Zukunft überlaſſen 
werden. 5 

Abg. v. Vincke (Stargard): Da der Ausfall an Einnahmen ſich mög⸗ 
licher Weiſe bis auf 1864 erſtrecken könne, ſo laſſe ſich die Ergänzung der⸗ 
ſelben gar nicht überblicken, und er ſtimme gegen die Vorlage. Eine beveu: 
tende Vermehrung der Einnahme ſei nicht zu erwarten. Handels⸗Correſpon⸗ 
denz und Circulare ſollten auch jezt ſchon nach dem geſtellten Amendement 
von dem Beſtellgelde befreit ſein. Das Land werde durch die Vorlage den 
Städten gegenüber zurückgeſetzt; für die Annehmlichkeit, Briefe zu empfan⸗ 
gen, zahle man gern die kleine Summe. 
Thlr. Steuern entbehren, ſo wünſche er ſie den ärmern Klaſſen erlaſſen zu 
ſehen. Wenn viele Geldbriefe verloren gingen, ſo beweiſe dies, daß die 
Beamten doch noch nicht ſo vertrauenswerth ſeien. In England entledige 
ſich der Briefträger der Briefe oft dadurch, daß er fie auf den Flur werſe. 
Eine ſolche inexakte Abgabe habe nicht ſeinen Beifall. Er würde für eine 
Herabſetzung des Beſtellgeldes auf 3 Pf. ſtimmen, dadurch werde aber das 
Wechſeln noch mehr erſchwert. e 

Abg. Hinrichs erläutert aus eigener Erfahrung, wie ſchwer die Land⸗ 
Landbeſtellung ſei; die Expeditionen wollten nicht erlauben, daß die Gemein: 
den ſich ſelbſt Boten hielten. 

Reg.⸗Commiſſar Philippsborn: Abg., Hinrichs möge nicht den Weg 
der Beſchwerde einſchlagen. Undeklarirte Geldbriefe könnten nun einmal 
keine beſtimmte Sicherheit bieten, da ſie durch die Hände von 6, oft 10 Poſt⸗ 
beamten gingen und die Reklamationen zu ſchwierig ſeien. Wenn die Poſt⸗ 
behörde ſo oft auffordere, zu rekommandiren, ſo liege dies nur in dem 
Wunſche, ic e — Der Schluß wird beantrogt und abgelehnt. 

Abg. Reichenheim: Der Ausfall an Einnahmen werde durch die Ver⸗ 
mehrung des Briefverkehr mehr als erſetzt werden. — Das Orts⸗Briefbe⸗ 
ſtellgeld ergebe einen Ueberſchuß; das Landbriefbeſtellgeld erfordere einen 
s e 3 jei alſo nur gerecht, wenn man da ermäßige, wo ein Ueber⸗ 
chuß ſei. Von ſo nachläßiger Ablieferung, wie der Abgeordnete v. Vincke 
ſie monirt, ſei wohl in England und Frankreich ſelten die Rede, und dort 
wünſche man ſicherlich die Einführung des Beſtellgeldes nicht. Die Zeiter⸗ 
ſparniß bei der neuen Einrichtung fei höchſt bedeutend. Wenn man anführe, 
man werde dann die Briefe ſelbſt abholen laſſen, ſo ſei dies die größte An⸗ 
nehmlichkeit für die Kaufleute, die dann ihre Correſpondenz mit einemmale 
in der Hand hätten. Man möge in Bezug auf den Geldpunkt nicht fiskali⸗ 
ſcher ſein, als die Regierung. 

Die Generaldiskuſſion wird geſchloſſen. 

Abg. Hinrichs glaubt, daß eine Beſchwerde hier im Hauſe doch auch 
wohl Erfolg haben müfle. l 

eee Nur, weil er den Gegenſtand nicht genau ver⸗ 
ſtanden, habe er den Redner auf den Weg der Beſchwerde an eine Poſtbe⸗ 
hörde gewieſen. a 

Ref. Abg. Dr. Becker beharrt bei den von der Commiſſion entwickelten 
Gründen und ſchlägt Annahme in allen Theilen vor. 

Bei der Special⸗Discuſſion nimmt Abg. Rönne (Solingen) das Wort: 
Wir hätten Poſtverträge mit andern Staaten; wolle man dieſe nicht gefährden, 
ſo müſſe man jene Staaten um ihre Zuſtimmung bitten. 

Abg. 1 Man ſtolpere allerdings in England, wie der Abg. von 
Vincke geſagt, Abends öfter über Briefe. Das geſchehe aber auch nur Abends, 
und da ſei es ganz praktiſch; da finde man die Brieſe und leſe ſie. Briefe 
ſeien durchaus nicht immer angenehm. Oft müſſe man das Beſtellgeld bei 
Circularen bezahlen, aus denen man ſich gar nichts mache und die man gar 
nicht verlangt. Das ſei eine reine Plünderung, die nur der Staatskaſſe zu 
Gute käme. 

Das Amendement v. Mallinckrodt wird verworfen, § 1 der Regierungs⸗ 
Vorlage fait einſtimmig angenommen; dagegen Abg. v. Vincke, einige Ka⸗ 
tboliken, hier und da einzelne Abgeordnete. Desgleichen werden die andern 
Paragraphen und damit das ganze Geſetz in erſter und — da Niemand 
Widerſpruch erhebt, und die Regierungs⸗Vorlage keine Abänderung erlitten 
— auch in zweiter Leſung angenommen. Dagegen nur dieſelben Ab⸗ 
geordneten. 

„Zur Berathung kommt ber Bericht der Juſtiz-Commiſſion über den Geſetz⸗ 
Entwurf wegen der Beförderung gerichtlicher Erlaſſe durch die 
Poſt. Die Commiſſion hat die Nothwendigkeit einer geſetzlichen Regelung 
dieſer Angelegenheit (welche auch vom Hauſe der Abg. bereits wiederholt 
angeregt iſt) einſtimmig anerkannt und ebenſo faſt einſtimmig — im Ein⸗ 
vernehmen mit der Regierung — die Abänderungen beſchloſſen: 1) von 
dem Geltungsbezirke des Geſetzes die hohenzollernſchen Lande auszunehmen, 
da dieſe der Thurn⸗ und Taxis'ſchen Poſtverwaltung unterliegen und alſo 
die Aufhebung der Beſtellungsgebühr dort nicht durch ein Geſetz aufgehoben 
werden kann, und 2) die Worte „nach Maßgabe der darüber ergangenen 
Beſtimmungen“, da dieſelben zur Löfung der beſtehenden Zweifel nicht be: 
ſtimmt genug feien, durch die ſchärfere Faſſung zu erſetzen: „Den Gerichten 
wird die Inſinuation aller Erkenntniſſe und Verfügungen, mit Ausnahme 
der Currenden, durch die Poſtanſtalten an Perſonen außerhalb des Ortes des 
Gerichtes auch ferner geſtattet. Zu Inſinuationen an Perſonen, welche am 
Orte des Gerichts wohnen, durch die Poſtanſtalten bedarf es der Genebmi⸗ 
gung des Juſtizminiſters und des Ministers für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
liche Arbeiten.“ In Folge dieſer Aenderung tritt noch der formelle Unter⸗ 
ſchied ein, daß der Schlußſatz des urſprünglichen Geſetzentwurfs — Wegfall 
der Beſtellungs⸗Gebühr vom 1. Sept. 1862 ab — einen beſondern $ 2 bilden ſoll. 

„Bei der Diskuſſion, bei der, auf Vorſchlag des Präsidenten die General⸗ 
Diskuſſton mit der Spezialdiskuſſton des § 1 und 2 des Entwurfes verbun⸗ 
den wird, recapitulirt der Ref⸗, Abg. Schiebler, den Bericht, indem er 
hervorhebt, daß der vorliegende Geſetzentwurf ſich inſofern dem vorher⸗ 
gehenden anſchließe, als in § 2 das Beſtellgeld für gerichtliche Sendungen 
und Inſinuationen aufgehoben werde. — Ein Abgeordneter für die hohen⸗ 
zollernſchen Lande würd, daß die Regierung mit aller Energie dahin ſtrebe, 
daß die Wohlthat des Geſetzes auch den hohenzollernſchen Landen zu Theil 
werde. Der Reg.⸗Commiſſar (ſehr unverſtändlich) ſagt, fo weit er ver⸗ 
ſtanden werden kann, daß die Regierung dem Wunſche des Abg. ent⸗ 
ſprechen werde. 

Es hat ſich kein Redner weiter gemeldet. 
ſtimmig Annahme des Geſetzentwurfes. 

Die Miniſter Graf zur Lippe und v. Jagow find inzwiſchen eingetreten. 

Der naͤchſte Gegenstand der Tagesordnung iſt der ausführlich beſprochene 
Bericht der 13. Commiſſion über den Antrag des Abg. Tweſten, betreffend 


Die Abſtimmung ergiebt ein⸗ 


Könne man überhaupt 600,000 C 


die Continuität der Sitzungen des Herrenhauſes nach einer Auflöfung des 
Abgeordnetenhauſes. Die Comm. ſtellt folgenden Antrag: das Haus erklärt, 
daß es in die Berathung der von dem Präſidium des Herrenhauſes durch 
Schreiben vom 21. Juni d. J. mitgetheilten Geſetzentwürfe über die Verant⸗ 
wortlichkeit der Miniſter und Abänderung der Art. 49 und 61 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde nicht eintreten kann. . 

Berichterſtatter Abg. Ur. Gneiſt: Die Verfaſſung habe keinen legalen 
Begriff für das Wort „Vertagung“. Der Art. 77 der Verf. erwähne die 
Vertagung durch die Krone, ohne die Folgen derſelben zu beſtimmen. Das 
bloße Wort „Vertagung“ laſſe deßhalb nach Anſicht der Comm. die Senke 
offen: die Anſicht des Need uuf würde eine Rechtsungleichbeit berbeifüh⸗ 
ren, und deßhalb nehme die Comm. an, daß der Geſetzgeber mit der „Ver⸗ 
tagung“ keine Fortſetzung der Sitzungen beabſichtigt habe. Sobald der eine 
geſetzgebende Faktor aufgelöſt ſei, höre nach konſtitutionellem Brauch jede 
Gemeinſchaft mit den vorgegangenen Arbeiten auf; die Verfaſſung kenne 
nur einen geſetzgebenden Körper, der die drei Faktoren in ſich ſchließe. Die 
Umgeſtaltung des Herrenhauſes habe das Verhältniß der beiven Kammern 
zu einander nicht geändert. Das Staatsrecht drücke aus, daß die Auflöſung 


des einen Hauſes der bürgerliche Tod des ganzen Parlaments ſei, und em⸗ 


pfehle er deßhalb die Annahme des Comm. ⸗Antrages. 

Graf Bethuſy⸗Huc (gegen den Comm.⸗Antrag): Die vom Referenten 
behauptete Unklarheit könne er nicht finden; das Wort „vertagen“ in der 
Verfaſſung bedeute lediglich eine Vertagung der Sitzungen des einen Hauſes, 
ohne daß dadurch deſſen Arbeiten vollſtändig unterbrochen würden. Das 
Wort „Vertagung“ ſcheine ihm vollſtändig klar zu ſein, ſo daß man nickt 
annehmen könne, daß die Verfaſſung irgend noch einen andern Sinn habe 
hineinlegen wollen. Der Comm.⸗Bericht vermöge nicht die von ihm vertre⸗ 
tene Anſicht als eine Unmöglichkeit binzuftellen; er vermöge lediglich einige 
Unzuträglichkeiten nachzuweiſen, die er (Redner) nicht in Abrede ſtellen wolle. 
Er wolle nicht die von der Staatsregierung geltend gemachten Gründe wie⸗ 
derholen, ſondern nur die Einwürfe der Comm. widerlegen. Aus der e l. 
Verfaſſung die Begriffe der deutſchen Sprache herleiten zu wollen, das ſei 
ibm etwas Neues; er kenne nur eine preußiſche Sprache, eine preuß. Ver⸗ 
ſaſſung; ein allgemeines Schema könne man nicht herſtellen. Für ſeine An⸗ 
ſicht ſprächen frühere Vorgänge und er glaube auch, daß das fortwährende 
Beziehen auf England mit etwas mehr Vorſicht geſchehen ſollte, als bisher; 
man lönne nicht daraus allein, daß das engliſche Volk ſich mit ſeiner Ver⸗ 
faſſung vorher zuſammengelebt habe, die Schlußfolgerung ziehen, daß die 
engliſche Verfaſſung unbedingt beſſer ſei, als die unſere. Was bezwecke der 
omm.⸗Antrag eigentlich? Eine geſetzliche Regelung der unklaren Beſtim⸗ 
mung der Verfaſſung ſei ſchon in Ausſicht geſtellt; es würden alſo durch den 
Antrag nur einige Geſetzentwürfe beſeitigt. 

Abg. Tweſten: Vorredner verwechſelte öfters die inneren Fragen des 
Herrenhauſes mit denen, die das ganze Staatsleben beträfen. Die Conſti⸗ 
tuirung des Herrenhauſes betreffe das Abgeordnetenhaus erſt dann, wenn 
aus einem neu conſtituirten Haufe Geſetze an das Abgeordnetenhaus gelang⸗ 
ten. Dann werde die Frage praktiſch. § 106 der Verfaſſung gehöre nicht 
hierher. — Allerdings gebe es ein allgemeines Staatsrecht; das habe auch 
Stahl anerkannt, auf den ſich ſonſt die Redner der Partei des Vorredners 
ſo gern ſtützten. Die Conſtituirung des Herrenhauſes im Jahre 1849 ſei 
kein Präcedenzfall, da damals dem Abgeordneten⸗Hauſe keine Geſetze aus 
einer früheren Sitzungsperiode vom Herrenhauſe überſandt worden ſeien, die 
abe alſo für das Abgeordnetenhaus keine praktiſche Bedeutung gewonnen 
abe. Desbalb müſſe man ſich in dieſer Frage an die Sache halten und fie 
aus dem Weſen heraus entſcheiden. Dann aber liege auf der Hand, daß 
ein Haus nicht thatſächlich weiter exiſtiren und arbeiten könne, während das 
andere ruhe, denn zu allen Geſetzen ſei eine Mitwirkung der beiden Häuſer 
nothwendig. — Was die beiden Geſetze n nee und Kreis⸗ 
ordnung anbetreffe, ſo ſei es dem jetzigen Miniſterium vielleicht ganz lieb, 
wenn es dieſelben nicht 845 brauche, wenn jte alſo von früher her 
noch als Vorlagen da wären. as ſei aber für das Abgeordneten⸗Haus 
nicht maßgebend. Er hoffe, es würden dem Hauſe nicht mehr ſolche älteren 
Vorlagen vom Herrenhauſe zugehen. 

Abg. v. Forckenbeck (zur Geſchäftsordnung): Er bemerke, daß weder 
der Juſtizminiſter noch der Vertreter deſſelben im Haufe anweſend ſei. Es 
ſcheine ihm nun der Würde des Hauſes und der Wichtigkeit des Gegenſtan⸗ 
des nicht angemeſſen, wenn dieſe S eg ohne einen Vertreter des Juſtizmi⸗ 
niſteriums weiter verhandelt werde. Er ſtelle deshalb den Antrag: 1) dieſen 
Gegenſtand zu vertagen, und 2) den Juſtizminiſter um ſeine Gegenwart oder 
einen Commiſſarius erſuchen zu laſſen. 

Vice⸗Präſident: Der Juſtizminiſter habe ſich bei feinem Fortgehen 
damit entſchnldigt, daß er nach 1 Uhr bei dem Könige fein müſſe. 

Abg. v. Vincke (Stargard): Wenn der Miniſter den Wunſch einer 
Vertagung nicht ausgeſprochen habe, ſo könne ihn das Haus noch weniger 
ausſprechen. Das Haus habe gar kein Intereſſe an der Gegenwart des 
Miniſters, da die Frage nur die beiden Häuſer, nicht die Regierung be⸗ 
treffe. Auch bedürfe das Haus und wohl auch der Antragſteller, gewiß 
keine Belehrung mehr. Die mündlichen und ſchriſtlichen Erklärungen des 
Miniſters ſeien in dem Bericht ausführlich wiedergegeben. 

Der Vertagungs⸗Antrag wird ausreichend unterſtützt. 

Abg. Immermann für denjelben; das Haus habe allerdings ein In⸗ 
tereſſe an der Gegenwart des Miniſters, der Commiſſions⸗Bericht fei fo 
gründlich und ausführlich, daß man doch gern erfahren möge, ob der Mi⸗ 
niſter nicht durch denſelben etwas alterirt worden ſei. Jedenfalls müfje ein 
Commiſſarius da ſein. ö 

„Vice⸗Präſident Behrend: Der Juſtizminiſter habe dieſe Angelegen⸗ 
bei 1 ſeinem Reſſort allein bearbeitet, habe alſo keinen Commiſſarius 
geſtellt. 

Das Haus beſchließt mit ſchwacher Majorität die Vertagung dieſes 
Gegenſtandes. 

Es folgt die Berathung des Budget⸗Berichts, betreffend zunöchſt die 
Etats der beiden Häuser; die Poſitionen werden genehmigt. Zu dem An⸗ 
trage der Commifſion, betreffend 300 Thaler „zum Ankauf von Büchern ꝛc.“, 
nimmt zuerſt das Wort: 2 

Abg. Becker (Dortmund) hält die Summe von 300 Thlr. für zu ger 
ring. Namentlich ſei die Bibliothek ſehr dürftig ausgeſtattet. Da die Re⸗ 
gierung nicht einmal die Auſmerkſamkeit habe, die aus offiziellen Mitteln 
hergeſtellten Blätter, wie die Verhandlungen der Provinzial⸗Landtage und 
5 unentgeltlich zu liefern, ſo müſſe das Haus felbit 
dafür ſorgen. 

Abg. Virchow wünſcht eine größere Ordnung in den Verhaltniſſen der 
N namentlich was die Anſtellung eines beſonderen Bibliothekars 

etreffe. 

Abg. Reichenſperger (Beckum) rügt, daß in dem Leſezimmer ſich gar 
keine Blätter ſeiner Farbe fänden; daß überhaupt wichtige Blätter fehlten, 
nicht einmal die augsburger „Allgemeine Zeitung“, die allerdings auch nicht 
ſeine Partei vertrete, ſei vorhanden. Er wünſcht für das nächſte Jahr eine 
Aenderung in dieſer Beziehung. ih 

Der Vice⸗Präſident Behrend tdeilt mit: Zum Bureau gehöre auch 
der Abg. Ziegler, ein Parteigenoſſe des Abg. Reichenſperger; würde derſelbe 
den Wunſch auf Anſchaffung eines Blattes ſeiner Farbe geäußert haben, 
ſo würde demſelben ohne Zweifel entſprochen worden ſein. 

Abg. Dr. Becker: Wenn die Organe der Fortſchrittspartei in größerer 
Anzahl im Leſezimmer vertreten ſeien, ſo komme dies daher, daß dieſelben 
faſt ſämmtlich Freieremplare ſeien Er empfehle den Redaktionen der Zei⸗ 
tungen, welche die Partei des Abg. Reichenſperger vertreten, die Nach⸗ 
ahmung. Negket: 5 

Abg. Ziegler: Das Bureau pflege die Zeitungen nicht ſelbſt zu be⸗ 
ſtellen, nur einmal ſeien auf Wunſch der polniſchen Fraktion zwei polniſche 
Zeitungen angeſchafft worden. ö 


Abg. v. Vincke (Stargard) unterſtützt den Wunſch des Abgeordneten 


Reichenſperger mit der Erweiterung, daß auch öſterreichiſche Blätter ange⸗ 
ſchafft würden (Heiterkeit), da es bei dem gegenwärtigen Verhalten Oeſter⸗ 
reichs, namentlich auf dem Gebiete der Handelspolitik, von Wichtigkeit ſei, 
die Stimmung der dortigen Preſſe ſo zeitig als möglich zu erfahren. Auch 
die Anſchaffung der „Times“, die früher gehalten worden ſei, halte er für 
wünſchenswerth. Es ſei kein einziges engliſches Blatt vorhanden. — Der 
Vicepräfivent Behrend verſpricht, daß den geäußerten Wünſchen genügt 
werden folle, — Abg. Reichenſperger (Beckum): Zum Zeichen ſeiner 


3. 
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Uebereinſtimmung mit dem Abg. v. Vincke ſpreche er noch den Wunſch aus, 


daß auch eine baieriſche Zeitung angeſchafft werde. — Der Antrag IV. der 
Commiſſion wird mit großer Majorität angenommen. 8 
Zu dem Antrage der Commiſſion, die Regierung aufzufordern, in Betreff 
eines Parlaments⸗Gebäudes bereits in der nächſten Seſſion dem Hauſe der 
Abgeordneten Vorſchläge zu machen, ſpricht Abg. v. Vincke (Stargard) 
gegen den Antrag, da er gegen die Initiative des Hauſes in Dingen ſei, 
welche eine Vermehrung der Staatsausgaben herbeiführen müſſen; daß ein 
neues Haus Bedürfniß ſei, ſei unzweifelhaft, da das jetzige, namentlich in 
Bezug auf die Ventilation viel zu wünſchen übrig laſſe; die Initiative müſſe 
indeß der Regierung überlaſſen werden. 

Der Regierungs⸗Commiſſar: Die Staats⸗Regierung erkenne das 
Bedürfniß eines neuen Parlaments⸗Gebäudes vollkommen an; bis jetzt ſei 
es indeß nicht gelungen, einen geeigneten Bauplatz ausfindig zu machen; die 
Regierung werde indeß ihre Bemühungen fortfegen und hoffe, bereits im 
nächſten Jahre Vorlagen darüber machen zu können. (Bravo.) 

Abg. Barrifius (Brandenburg): Die Stellung des Antrages habe 
den Zweck, die Sache endlich einmal der Oeffentlichkeit zu übergeben, die trotz 
mehrfacher Verhandlungen mit der Regierung noch nicht zu Ende geführt 
ſei. Er hält das jetzige Haus für durchaus ungeeignet, nicht ſowohl im In⸗ 
tereſſe der Abgeordneten, als vielmehr alles deſſen, was zu den Abgeordne⸗ 
ten gehöre. Zum Abgeordnetenhauſe gehöre auch das Büreau. Das vor⸗ 
handene Büreau, im Entreſol mit halben Fenſtern verſehen, ſei aber keine 

Räumlichkeit für die Beamten, die ſo mühevolle Arbeit hätten. Er erwähne 
ferner die geringe Anzahl der Zuhörer, die auf die Tribünen zugelaſſen wer⸗ 
den könnten, ferner die ungünſtige Lage der Journaliſten⸗Tribüne, die Un⸗ 
tauglichkeit des Bibliothekzimmers, in dem man nichts nachſchlagen könne, 
endlich auch, daß man nicht einmal Abendſitzungen halten könne. Das Haus 
möge durch möglichſt einſtimmige Annahme des Commiſſions⸗Antrages die 
Bedürfnißfrage beſtimmt ausdrückee. (Bravo.) 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Die Bedenken des Abg. v. Vincke 
ſeien nicht unbegründet, er müſſe außerdem aber erwähnen, daß der Bau 
eines neuen Parlamentsgebäudes doch auch „auf der Höhe der Zeit“ in 
architektoniſcher Beziehung ſtehen müſſe. Eine Einigkeit über den Bauſtyl 
ſei aber in Deutſchland noch lange nicht erzielt. Darüber würden noch meh⸗ 
rere Jahre hingehen. Er ſelbſt halte für den geeignetſten Styl für ein deut⸗ 
ſches Parlamentsgebäude den mittelalterlichen, aber ein allgemeines Princip 
ſei noch nicht feſtgeſtellt. 7 

Dr. Freſe (Minden): Der Bau eines Parlamentsgebäudes werde 


Abg. 
7 bis g Jahre dauern; man könne aljo dem Antrage keine egoiſtiſchen Mo⸗ 


tive unterlegen, da das neue Haus wohl den gegenwärtigen Mitgliedern 


nicht mehr zu Gute komme. Der Abg. v. Vincke übertreibe mindeſtens ſein 


Princip; wenn das Haus den Abgeordneten über dem Kopf zuſammenfiele, 


ſo ſei das eine Aufopferung, die über erlaubten Patriotismus hinausginge; 


man könne dann den Abgeordneten mit gerechtem Spott nachrufen: „Auch 
fie ſtarben für das Vaterland!“ (Heiterkeit) Wolle man abec die Sache 
vertagen, bis eine Klärung des Bauſtyls herbeigeführt ſei, ſo würde dies 
eine Vertagung zwar nicht ad calendas graecas, aber ad calendas gothicas 
bedeuten. (Heiterfeit.) Uebrigens würde gewiß den äſthetiſchen Bedenken 
des Abg. Reichenſperger auch ihr Recht widerfahren, da er vorausſichtlich 
in die betreffende Bau⸗Commiſſion aufgenommen werden würde. 7 

Abg. Reichenſperger: Nach der bisherigen Erfahrung ſei die Hoff⸗ 
nung, daß er in die betreffende Bau-Commillion gewählt werden würde, 
wohl eine ſehr geringe (Heiterkeit.); übrigens würde die Klärung über den 
Bauſtyl wohl Be erfolgen, als der Abg. Freſe erwarte. 

Abg. v. Rönne (Solingen) befürwortet den Commiſſions⸗Antrag: Das 
Princip, das der Abg. v. Vincke wiederholt aufgeſtellt, ſei nicht ſo ganz rich⸗ 
tig, wie ſich der Abgeordnete aus dem Werke von May über den engliſchen 
Parlamentarismus überzeugen konne; auch könne es doch wohl nicht maß⸗ 
gebend ſein; denn es könnte z. B. vorkommen, daß die Regierung verſchie⸗ 
dene Zweige der e e zu Gunſten eines einzigen, z. B. des 
Militäretats, vernachläſſigte. Das bgeordnetenhaus wäre dann gewiß nicht 
in der Lage, ſich ſtreng an dieſes Princip zu halten. 725 ı 

Ref. Abg. v. Hoverbeck: Dem Commiſſions⸗Antrage ſei die Regierung 
ſelbſt entgegengekommen, die ſich mit demjelben einverſtanden erklärt babe; 
perſönlich ſei er gegen den Antrag. 

Der Antrag der Commiſſirn wird mit großer Majorität angenommen. 

Bei Titel 5 hat die Commiſſion in Betracht des ſchlechten Zuſtandes des 
Mobiliars beſchloſſen, die Verringerung des Poſtens um 500 Thlr. nicht zu 
Fenz ſondern es bei der Dt von 1000 Thlr. zu belaſſen. — Abg. 

ſterrath erklärt ſich aus den heute bereits mehrfach geltend gemachten 
Gründen gegen dieſen Beſchluß; Abg. Virchow erwidert, daß bei dieſem 
Etat doch noch Erſparniſſe gemacht ſeien und daß es ſich hier nur um die 
Dislocirung einer Ausgabe handle; das Mobiliar ſei ſo ſchlecht, daß man 
es Fremden gar nicht zeigen dürfe; Abg. v. Bockum⸗Dolffs befürwortet 
den Commiſſlons⸗Antrag, worauf Abg. Oſterrath erwidert, daß nicht die 
Staatsregierung, ſondern das Büreau des Hauſes die Summe verringert 
habe. — Der Ref. Abg. v. Hoverbeck: Man habe in den letzten Jahren 


nur in der Hoffnung auf ein neues Parlamentsgebäude weniger verwendet; 


da die Erfüllung dieſer Hoffnung in weiter Ferne ſtehe, ſo müſſe das Mo⸗ 
biliar in einen beſſern Zuſtand verſetzt werden. — Der Commiſſionsantrag 
wird angenommen und demnächſt ohne Diskuſſion der Etat für 1863 feſtgeſtellt 

Beim Etat für das Bureau des Staatsminiſteriums für 1862 ergreift 
das Wort der Abg. v. Hennig (Straßburg): Seit einer Reihe von Jahren 
ſei der Commiſſion über den Staatsſchatz vertrauliche Mittheilung ge⸗ 
macht; in dieſem Jahre ſei ſie unterblieben; er ſei ſtets gegen das Verfah⸗ 
ren geweſen; der Staatsſchatz ſtehe mit den Grundſätzen des modernen Ver⸗ 
kehrs in keiner Uebereinſtimmung mehr, das Geſetz über den Staatsſchatz ſei 
unzweckmäßig und vertrage ſich in keiner Weiſe mit der heutigen Zeit. 
Preußen habe ſehr wenig metalliſche Circulationsmittel, und der Staatsſchatz 
entziehe dem Verkehr einen großen Theil derſelben; der Stagtsſchatz biete 

ar keine Wortbeile, und die Geheimnißkrämerei verfehle vollſtändig ihren 

weck. Jedermann könne fi genau unterrichten über den Staatsſchatz, wenn 
er aus den Budgetberichten nachrechne. Die im Staatsſchatz vorhandene 
Summe reiche nicht einmal aus, eine Mobilmachung auszuführen oder das 
Heer auf eine kurze Zeit zu unterhalten. Er wünſche deshalb, daß die bis⸗ 
berige Geheimhaltung nicht ferner beobachtet werde; das ganze Land ſolle 
wiſſen, wie viel Geld im Staatsſchatze ſei; er beantrage deshalb, daß das 
Haus den Referenten auffordern möge, Mittheilung darüber zu machen, wie 
doch der Staatsſchatz ſich belaufe. — Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Hegel: 
Die Reg. habe der Landesvertretung niemals die vollſtändigſte Aufklärung 
über den Staatsſchatz verweigert; das bisherige Verfahren ſei ſeither in 
Uebereinſtimmung mit der Landesvertretung inne gehalten worden, und die 
Abſchlüſſe ſeien der Budget⸗Commiſſion mitgetheilt unter der Bedingung, 
daß darüber nichts gedruckt würde. Die Reg. habe den Geſichtspunkt immer 
feſtgehalten, daß es nicht zuträglich ſei, den Staatsſchatz, der ein Reſerve⸗ 
fonds zur Vertheidigung des Landes ſei, öffentlich bekannt zu machen, und er 

ebe anheim, es bei dem bisherigen Verfahren zu belaſſen. Eine bedenkliche 

erminderung der Circulationsmittel werde nicht dadurch herbeigeführt, da 
der Umfang des Staatsſchatzes nicht ſo bedeutend ſei. Schließlich weiſe er 
auf die politiihe Wichtigkeit des Staatsſchatzes hin, der einen großen Vor⸗ 
theil dadurch biete, daß die erſten Ausgaben für eine Mobilmachung baar 
bezahlt werden können. x 

Abg. v. Carlowitz: wünſcht, daß der Ref. feine im Bericht verſprochene 
Mittheilung über den Beſtand des Staatsſchatzes made. 

Abg. Parriſius (Brandenburg): Es treffe jetzt die factiſche! Thatſache 
zu, nach welcher eine Mittheilung erfolgen müſſe; der Marine⸗Miniſter habe 
eine Vorlage gemacht, nach welcher 1,400,000 Thlr. zum Bau von Schiffen 
u. dgl. aus dem Staatsſchatz genommen werden müßten. Man könne ja 
nicht wiſſen, ob fo viel Geld im Staatsſchatz ſei. Deshalb bitte er eben⸗ 
falls zu beſchließen, daß der Ref. dem Haufe Mittheilung über die Ergeb- 
niſſe des Staatsſchatzes mache. 1 5 

Abg. v. Hennig: Wohl 15% der geſammten Circulationsmittel des 
Landes liegen baar im Staatsſchatze; zu einer Mobilmachung reiche der 
Staatsſchatz nicht gus, und die Geheimnißkrämerei ſei deshalb nicht mehr 
am Platze. 

aba Küpne: Er geſtehe zu, daß die Theorie des Staatsſchatzes zu den 
überwundenen Standpunkten gehöre; man dürfe aber den gegenwärtigen ſo⸗ 
genannten Staatsſchatz nicht mit dem Staatsſchatz vergleichen, den Friedrich 
der Große feinen Nachkommen hinterlaſſen. Der gegenwärtige Staatsſchatz 
diene dazu, eine geeignete Gelegenheit zur Aufnahme der Mittel I Mobil 
machung ꝛ. aufzuſuchen. Daß jeder ſich die Höhe des Staats chatzes be⸗ 
rechnen könne, ſei richtig, aber man brauche es ihm nicht zu erleichtern. 
Er wünſche daher, daß man es bei dem bisherigen Verfahren belaſſe, 
ach daß man die Mittheilung des Ref. in geheimer Sitzung entge⸗ 

ennehme. 5 > 
lg. Zauber: Der Staats schatz ftamme aus Zeiten, wo Geld nicht fo 
ſchnell zu beſchaffen geweſen ſei; heute ſei die Bank dazu da. Mit einem 
Staatsſchatz, der Treſorſcheine decken, und doch wieder bei außerordentlichen 
Angelegenheiten zuerſt angegriffen werden ſoll, ſcheine es ihm nicht ganz ebr⸗ 
liches Spiel. In bedenklichen Zeiten würden die kleinen Treſorſcheine ſich in 
den Händen der ärmeren Klaſſe befinden; dieſe würde am meiſten leiden, 
wenn der Werth fiele und ein Zwangscours einträte. — Was aber das Haus 
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erfahren ſolle, das müſſe auch das Land wiſſen. Kein Vertreter werde eine 
Verantwortlichkeit übernehmen, die nicht das Land vollkommen zu beurtheilen 
wiſſe. — Die Depoſiten⸗Kapitalien würden von der Vank verzinſt. Die Ba⸗ 
lance beſtände immer zwiſchen den Silber im Keller und den ausgegebenen 
Scheinen, ebenſo beim Staatsſchatz zwiſchen dem vorhandenen gemünzten 

Gelde und den Treſorſcheinen. — Der Staatsſchatz ſei alſo ein alter Zopf, 
der überwunden werden müſſe. In Italien und Nordamerika habe man 
ganz andere Summen für die Kriege gebraucht und aufgenommen, als zu 
den Zeiten Friedrich's des Großen. Unſer Staatsſchatz werde alſo keinen 
diplomatiſchen und militäriſchen Eindruck machen. Im Intereſſe des Ver⸗ 
trauens auf die Treſorſcheine ſei er für die Oeffentlichkeit. — Der Antrag 
des Abg. v. Hennig auf Mittheilung durch den Ref. wird ſehr zahlreich 
unterſtützt. 

Abg. Schubert: Das Publikum werde den finanziellen Anſichten der 
Kammer vertrauen; Niemand betrachte den Staatsſchgtz als Unterpfand für 
unſere Treſorſcheine (hört!). Seit 1848 habe man den Beſtand des Papier⸗ 
geldes auf eine beſtimmte Summe reducirt, ca. 15 Millionen, die nicht obne 
Weiteres vergrößert werden könne. Dazu müſſe die Landesvertretung mit⸗ 
wirken. Davon, daß der Staatsſchatz die ausgegebenen Scheine decke, könne 
doch gar keine Rede ſein. 

Reg.⸗Commiſſarius pflichtet im Weſentlichen dem Vorredner bei; 
Der Staatsſchatz ſei kein alter Zopf, ſondern ſei begründet im Jahre 1820: 
er habe vermehrt werden ſollen durch Einnahmen in der Finanzverwaltung, 
die nicht drückend ſeien. 

Abg. v. Forckenbeck gegen eine geheime Sitzung. Schon die Comm. 
habe nichts von Heimlichkeit wiſſen wollen; darauf habe der Commiſſarius 
zugeſagt, die Mittheilungen ſpäter offen zu machen, alſo hätten die Mitglie⸗ 
der der Commiſſion gar keine Verpflichtung, dieſe Mittheilung geheim zu 
balten. — Reg.⸗Commiſſar: Das Verhalten des Commiſſars in der 
Commiſſion beweiſe nur, daß die Regierung nicht mit den Mittheilungen 
über den Staatsſchatz zurüdhalte, und daß fie die Berechtigung des Hauſes 
vollkommen anerkenne; dem Referenten ſeien bereits die betreffenden Mitthei⸗ 
lungen übergeben worden. — Abg. Faucher: Er habe nur von einer mo⸗ 
raliſchen Sicherheit und Deckung der Treſorſcheine durch den Staatsſchatz ge⸗ 
ſprochen. — Ref. Abg. Hoverbeck: Die Treſorſcheine würden hauptſächlich 
dadurch gedeckt, daß ſie Staatsſchuld ſeien, und bei den Staatskaſſen als 
Zahlungsmittel angenommen würden. In der Commiſſion hätten viele Mit⸗ 
1 erklärt, daß ſie unter keiner Bedingung ein Geheimniß bewahren 
würden. 

Der Antrag v. Hennig's wird hierauf mit großer Majorität (dagegen 
die Fractionen Vincke u. Reichenſperger) angenommen, und der Referent 
verlieſt hierauf den Status: 

Am 1. Januar 1860 war der Beſtand rund 12 Millionen, am Schluſſe 
etwas über 13 Millionen, am Schluſſe des vorigen Jahres 16,235,344 Thlr. 
(Näheres über die verſchiedenen Summen, um welche der Staatsſchatz all⸗ 
mäblih gewachſen iſt, wird der ſtenogr. Bericht ergeben.) 

Nach dieſem Vortrage wird der Ruf nach Vertagung laut. Der Prä⸗ 
ſident willfahrt ihm, indem er für morgen, Dinstag, 10 Uhr, die Fortſetzung 
der heutigen Debatte, den Bericht über den Tweſtenſchen Antrag und den 
zweiten Bericht über Zeugenpflicht der Redakteure zur Tagesordnung ftellt 
und zugleich anzeigt, daß er dem Wunſche des Miniſters zufolge am Don⸗ 
nerstag die Etats der Eiſenbahn⸗Verwaltung und die Eiſenbahnvorlagen zur 
Verhandlung ſtellen werde. — Schluß der Sitzung 374 Uhr. 

5 eee In dem Berichte über die Sitzung vom 25. Juli iſt 
eine Aeußerung des Abg. Pariſius (Gardelegen) über den Geſammkumſatz 
der deutſchen Vorſchußvereine im Jahre 1861 irrthümlich dahin wiedergege⸗ 
ben, daß dieſer Umſatz ſich nur auf 3½ Millionen Thlr. belaufe; der Abg. 
Pariſius ſagte dagegen, der Sparkaſſenfonds dieſer Vereine betrage 3½ Mill., 
der Geſammtumſazß belaufe ſich auf 20 Mill. Thaler. 


Berlin, 28. Juli. [Vom Hofe.] Ihre Majeſtäten der König und 
die Königin eee königl. Hoheiten der Kronprinz, der Prinz 
Karl und die Prinzeſſin Alexandrine wohnten geitern mit anderen fürſt⸗ 
lichen Perſonen dem Gottesdienſte in der Friedenskirche zu Potsdam bei. — 
Se. königl. Hoheit der Fürſt von Hohenzollern⸗Sigmarigen weilt ge⸗ 
genwärtig mit ſeinen erlauchten Kindern, dem Erbprinzen und der Frau 
Erbprinzeſſin ꝛc. auf Schloß Sigmaringen, wird ſich aber in etwa 3 Wochen 
nach Hyeres begeben, woſelbſt die Frau Fürſtin mit ihrer Hoheit der Prin⸗ 
zeſſin Thereſe von . ſich aufhält. Von dort gehen die hohen 
Herrſchaften insgeſammt nach der in der Schweiz gelegenen Villa Weinburg 
und nehmen daſelbſt einen längeren Aufenthalt. ER 

Heute Vormittag um 10 Uhr trat das Miniſterium im Miniſterzimmer 
des Abgeordnetenhauſes zu einer Berathung zuſammen. 7 84 

Die japaneſiſchen Fürſten nahmen geſtern mit einem Theile ihrer 
Begleiter das königliche Schloß, das Zeughaus ꝛc. in Augenſchein; die übri⸗ 
gen Mitglieder der Geſandtſchaft beſichtigten das Invalidenhaus, das Zellen⸗ 
gefängniß und die Ulanenkaſerne bei Moabit. Abends wohnte die Geſandt⸗ 
ſchaft der Vorſtellung im Circus bei. Heute Morgens 8 Uhr begaben ſich 
die japaneſiſchen Fürſten mit ihrem militäriſchen Gefolge und in Beglei⸗ 
tung des königlichen Geſandten Grafen zu Eulenburg, des Majors von 
Gottberg, des Legations⸗Selretärs v. Bunſen ꝛc. nach Potsdam, nahmen die 
Sehenswürdigkeiten dieſer Stadt in Augenſchein und wohnten auch den 
Grercitien auf dem Bornſtädter Felde bei. Das Dejeuner wurde um II Ubr 
im Marmor⸗Palais eingenommen, und das Diner fand um 3% Uhr im 
Grottenſaale des Neuen Palais ſtatt. Morgen Früh werden die Fürſten mit 
ihrem militäriſchen Gefolge nach dem Ariillerie-⸗Schießplatze bei Tegel fahren 
und dort mit Sr. k. H. dem Prinzen Karl den Schießübungen beiwohnen. 
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„Breslau, 29. Juli. J. k. H. die Prinzeſſin Marianne der Nieder“ 
lande iſt geſtern, aus Camenz kommend, hier eingetroffen, und in Zettlitz 
Hotel abgeſtiegen. 

+ Herr Rogall, der Miteigenthümer des Volksgartens, iſt geſtern Abend 
nach langeren Leiden geſtorben; ein bezüglicher Eckenanſchlag meldet, daß 
wegen dieſes Todesfalles das für heut angezeigte Gartenfeſt nicht ſtattfindet. 


Breslauer Steruwarte. 


28. Juli 10 U. Abds.] 27 9,29 | +20,4 
29. Juli 6 U. Morg.] 27 8,85 | +16,1 


Waſſerſtand. 
Breslau, 29. Juli. Oberpegel: 13 4 48. Unterpegel: — 3.103. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris 28 a Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete bei ſtarker Nach⸗ 
frage zu 68, 60, bob ſich auf 68, 85 und ſchloß feſt und belebt zur Notiz. 
Conſols von Mittags 12 Uhr waren 94 eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 
Zproz. Rente 68, 75. Alete Rente 97, 50. Zproz. Spanier 48%, Iproz. 
Spanier —. Silber⸗Anleihe —, Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Altien 490. 
Credit⸗mobilier⸗Attien 833. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 616. Oeſterr. Credit⸗ 


Aktien —. 
London, 28. Juli, Nachm 3 Uhr. Conſols 94%. lprz. Spanier 4446 
Mexikaner 28%. Sardinier 84. 5prz. Ruſſen 96. 4 prz. Ruſſen 90%. 
Der fällige Dampfer aus Weſtindien iſt angekommen. 8 
Wien, 28. Juli, Mittags 12 Uhr 30 Min. Lebhaft, fteigend. proz. 
Metall. 71, 25. 4“ proz. Metall. 62, 50. Bank⸗Attien 806. Morbbahn 
199, —. 1854er Lodſe 90, 50. National⸗Anleihe 82, 30. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 246, — Creditaktien 216, 30. London 125, 50. Hamburg 
93, 50 Paris 49, 70. Gold -,—. Silber Glifabetbahn 158, 
Lomb. Eiſenbahn 281, — Neue Looſe 130, —. 1860er Looſe 92, 10. 
Frankfurt a. M., 28. Juli Nm. 2 Uhr 30 M. Gunſtige Stimmung. 
Oeſterr. Effekten beſſer bezahlt. Vollbezahlte neue Ruſſen 5 Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigsh.⸗Verbach 137%. Wiener Wechſel 937 armſt. Bank⸗ 
aktien 220. Darmſt. Zettelbant 249, Sprz. Met. 55 85 4 prz. Met. 49%. 
1854er Looſe 71. Oeſterr. National⸗Anleihe 64%. eſterr.-Franz. Staats: 
Eiſenb.⸗Aktien 228%. Oeſterr. Bank⸗Antheile 749. Oeſt. Credit⸗Attien 200. 
Neueſte öſterr. Anleihe 73%. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn —. RAhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 32. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 127%. „„ „ 65 
Hamburg, 28 Juli, sam, 2 Uhr Min. Jeſt bei ziemlichem Umſatz. 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 65%. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 84%. 
5 je Adi 
isconto —. ien —, —. Petersburg —- 0 : 
Hamburg, 28. Juli. [Getreidemarkt.] Weizen loco ftille, ad aus 
wärts ſehr ſtille. Roggen loco ftille, ab Königsberg pr. Juli⸗Auguſt zu 
84—85 zu haben. Oel pr. Oktbr. 28, pr. Mai 27. Kaffee eher feſter. 
3000 Sad Umſatz. Jink 1000 Ctr. loco 11%. 
Liverpool, 28. Juli. [Baumwolle.] 7000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe ſehr feſt. S \ 5 
London, 28. Juli. Getreidemarkt (Schlußbericht). Engliſcher Wei⸗ 
zen zu unveränderten Preiſen langſam verkauft, fremder Weizen beſchränk⸗ 
ter Umſatz; niedrige Offerten wurden zurüdgewiejen. Gerſte behauptete 
vie 15 Preiſe. Hafer einen halben bis einen Schilling hoher. Wetter 
ehr ſchön. 


— 


N. 0. Heiter. 
O. 1. | Sonnenblicke. 


Nordd. Ban 97%. Rheiniſche 94. Nordbahn 64.6 


Amſterdam, 28. Juli. Getreidemarkt (Schlußbericht. Weizen 
und Roggen loco unverändert, ſtilles Geſchäft: Juliroggen 1 
roggen 4 H niedriger. Raps Herbit 77%. Rüböl Herbſt 5%. 


Berlin, 28. Juli. Die Stimmung der Börſe war eine durchaus ani⸗ 
mirte, und der Umſatz erreichte, beſonders im Vergleich zu den ſtillen Tagen 
der letzten Wochen, einen beträchtlichen Umfang in den verſchiedenſten Effe 
ten. Die wiener Frühnotirungen: Credit 215. 30; London 125. 75 tarirt, 
unterſtützten das belangreiche Geſchäft, deſſen ſich öſterreichiſche Credit⸗ 
Actien und lombardiſche Eiſenbahnen erfreuten, während die öſterreichiſchen 
Fonds und öſterreichiſch⸗franzöſiſchen Staatsbahn⸗Actien von der gün⸗ 
ſtigen Stimmung nicht erheblich profitirten. Unter den Bank⸗ und Credit⸗ 
papieren war vielfach gute Frage bemerkbar, in größeren Poſten handelte 
man indeß nur darmſtädter und meininger, die beide ebenſo ſich im Courſe 
hoben, wie das bei vielen andern hierher gehörigen Papieren bei beſchränk⸗ 
terem Verkehr der Fall war. Für Eiſenbahnen machte ſich im Allgemeinen 
reger Begehr bemerkbar; ſo waren Köln⸗Mindener geſucht, Mainzer gingen 
in Poſten um, ermatteten indeß zum Schluß wieder; in Rheiniſchen han⸗ 
delte man viel; von den leichten Bahnen blieben nur Tarnowitzer be⸗ 
liebt, während die Mehrzahl der übrigen, wie z. B. Mecklenburger ſich 
gut hielten, ohne daß indeß mit der Haltung der Umſatz ſich gleichmäßig 
fortentwickelte. Coursſteigerungen, einzelne beträchtlich, traten unter den 
Eiſenbahnen bäufig hervor. Preuß. Fonds, wie Prioritäten, waren heute 
weniger beachtet, ohne daß indeß ihr Coursſtand irgendwie zum Nachtheil 
alterirt worden wäre. Preuß. Effecten waren wenig beachtet. Am Geld⸗ 
markt erhält ſich der Disconto auf 3%. (B.- u. H.⸗Z.) 


— . — — 
Berliner Börse vom 28. Juli 1862. 
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Fonds- und Geldeourse. 


Div. 
he ; 1881| K. 
*reiw. Btante-Anleih6j& 102% bz. Oberschles. B. . 7, 3½ 137% ba u, Gd. 
itante-Anl. v. 1830, 524% 100 bK. dito ©. 105 2% 157% etw. bz u B. 
dito 84, 56, 86 2 7 10234 br. dito Prior .. — . I — — 
dico 8880 4100 bz dito Prior E. — 5 — — — 
dito 1859) 5 lde bz dito Prior C. b —— 
Itasts-Bohuld-gch. . 0% bz dio Prior D.. — | 4 [9714 br. 
Präm.-Anl. von 1815 124% ba dito Prior P.. — 184 85% baz. 
Berliner Btadt-Obl. . 402 c bz Elte Prior F. — [4% 1014, 6. 
Kur- u. Neumärk. . %, bz Oppelu-Tarnow. | f 49% & % ba 
2} dito dito Pribz-W. (St.-V.)] % | 4 60 Pz. 
2 |Pommarsche Bbeinische «.... b 403% 4 ½ br 
= dito neue dito (St.) Pr. — 41014 B. 
3 Posensche dito Prior... | 494 ba. 
dito dito III. Em, | — * % B. 
“| dito neue Rhein-Nehebahn | — 20 bz 
Schlesische . Euhrort-Orofeld. 11 3% 91% B. 
Kur- u. Noumärk, bz Btarg.-Poseucr .. 3% 102 ba. 
2 Pommorsche Thüringer 6% 128½ bz 
E |Posonsche »...... 7 6. Wilhelms-Bahn . | — | 4 66½ @. 
41 Proussischs .. .... 97% bz. dito Prior ...| — 491 dz. 
3 | Westf. u. Rhein. 47% ba. dito III. Em. | — - 
„ sschsische . 6. dito Prior 8t. — B. 
(Schlesische 8. du dito | — B. 
CLouiedor . es 109% bz. 5 — 
Soldkzonen . . . : L. f 8 Preuss, und ausl. Bank-Aetien. 
Ausländische Fonds. ä ee 
F. 
Josterr. Metall. . | 6 157% bz. Berl. K.-Vereln. 11 4116 6 
dito Eder Pr.-Anl. 4 173 B. Ber).-Hand.-Gon. 492 ½ bz. 
dito nene 100-fl.-L. — C % bz | Borl. W.-Ored.-&| — | 5 I— — 
dito Nat-Anleibe .| 5 |66%, ba Braunschw.Bank| A 4 81% ba 
dito Bankn. u. Whr. — 80%, be. Bremior 8 51 4103 B. 
Russ.-ongl. Anleihe . 5 4% bz. Coburg. Crodit- 474% 6. 
dito 5. Anleihe. . . 5 867 8 Darmst. Zottel-B.] 6 | A 199%, etw. br. u. O. 
dito poln. Beh.-ObL| 4 183% @ Darmst.Oredb.-A.| b | A ft8½ ba. u. G. 
Poln. Piaudbriefe 4. — Deos. Oreditb.-A. | — 44% ba. 
dito III. Ero. 4873, br. u d. Disc.-Om.-Anihl. | 6 4 % b 
voln. Obl. 8 00 Fl. . 4 % B. Genf. Croditb.-A.| 2446 G. 
dito à 300 El. . 5 5 G. Garaor Bank 54 4%%%½% 6. 
to 8 200 Fl. 2% 6. damb. Mrd. Bank) d 4 ba. 
Poln. Banknoten .. . 87 ½ ba. u. G ER 410% @ 
Zurheog. 40 Thlr. ...|— 57 B. Aannov, „ 14% 419% bzu.G 
Baden 36 FI. .. . . .. IK B. Leipsigse » | 3 14 118 etw. ba 
uz rg. „ 10 4 % @ 
Action-Course, Hard. rb. „ 1% 48 
jBiv. 2 Mein.- Oreditb,-A 4 6 7 I. P. bz. 
1001, E. Ainerva-Bwg.-A. — | 5 2. 
Aacb.-Dfszeld. 39 bz Doster. Ordtb.- A. 7 8 85% & 86 d. u 
Aach.-Mastricht. 3, 4 134% bz. Pos. Prov.-Baut |} 4 97% etw. bz 
Amst.-Rettordem| 5% A 9. bz Preuse. B.- Anti]! 47, * 124 bs. 
Rorg.-Mürkische | 6%! 4 |110 bz 3chl. Bank. Ver. es etw bz 
Berlin-Anhslter»| 8½ 4 |140 bz Thüringer Bank | 2% 4 |60 B 
Berlin-Hamburg. 6 4 ir, be. Weimar. Bank. . 4 42% ba. 
Berl-Poisd.-Mge.| 11 | 4 217% bz. 
Herlin-Btettiner . 7½ A 12½ Us. Weehsel-Course. 
Broslau-Freibrg. | #4 | 4 129 dz 10 T. 143% ba 
Oöln-Mindener .. 10% 184, de. u. G 2 K. 142% ba 
Frana.dt.-Bisonb. | 6 131% bzuB 8 T. 181% bz 
Zudw.- Bexbach. | 8 | 4 137 bau 2 M. 1 ½ b⸗ 
Magd.-Halberst. . 2½ A 1326 bz. . M. e. 22 ba. 
Magd.-Wittenbre.| 1½% 4 44% bz u.. Paris . M. 80% bz. 
Mainz-Ludw, A. | ? 4 2% 1 E bz.EndeB || Wien österr. Währ.|8 T. 50 % ba. 
Mecklonburger . . 2%] 4 160% & % ba. dito ‚17914 ba 
“ünster-Hammer] 4 | 4 % B Augsburg M. 56. 2% ba 
Nelese-Bria zer 3½ A 16½% bz eipzig Abz 
Alederschlca. . q 44 j89% ba to # @. 
8.-Schl.-Zweigh. | 1½ A 175% dz Frankfurt a. M. M. 56. 28 1 
Sordb, (Fr.-W.) | 3 4,6 ½ à 68 bz. Petorsburg ‚197 ba. à M. 964, ba. 
dito Prior q — MAI - — 1874, dz 
Oberschles. A. . 7241311574, etw. ba. u E | Bremen .........48 T. 70% ba. 
— — k ö —p—ä— 
Berlin, 28. Juli. Weizen ioco 65—82 Thlr. nach Dualität 
— Roggen loco poln. 534 — 7 Thlr. ab Bahn bez., neuer 54 71 —55 


Thlr. dito, ordin. 52% Thlr, dito, Juli 54—55%—55% Thlr. bez. i 
Aug. 50 — 51 Thlr. bez. und Br., Y Thlr. Gld., 10 50 
51 Thlr. bez, Septbr.⸗Ollbr. 50— , Thlr. bez. und Br., „ Thlr. G d, 
Oktbr.⸗Novbr. 48 / —49 74 Thlr. bez., Nov.⸗Dezbr. 48—K Thlr. bez. und 
Br., 4 Thlr. Gld., Frublahr 1863 47 — 48 Thlr. bez. — Gerſte, große 
und kleine, 36-40 Thlr. pr. 1750 Bio. — Hafer loco 25—27 bie. 
weißer ſchleſ. 26% Tblr. ab Bahn bez., Lieferung pr. Juli 25% Tblr. 
bez., Jull⸗Aug. 25 Thlr. bez, Aug.⸗Septbr. 24% Thlr. Br., „ Thlr. Gld., 
Septbr.⸗Oktbr. 25 Thlr. bez., Oltbr.⸗Novbr. 24 Thlr. — Erbſen, Koch⸗ 
und Futterwaare 51—58 Thlr. — Rüböl loco 14 Thlr. bez., Juli 14 
Thlr. bez., Juli-Aug. 14 Thlr. Br., 13%, Thlr. Gld., Aug.⸗Septbr. dito, 
Septbr.⸗Oktbr. 13½— “ — %, Thlr. bez., Oltbr.⸗Novbr. und Novbr., Dezbr. 
13% — „ Thlr. bez, — Leinöl loco 14 Thlr. — Spiritus c 
ohne Faß 10 4160 Thlr. bel Juli und Zuli-Aug. 184%, —19%—19 Thlr. 
bez. und Br. 18% Thlr. Ol, Aug.⸗Septbr. dito, Septbr.-Sttbr. 19% 
Thlr. bez. und Br., % Thlr. Gld., Oktbr.⸗Novbr. 18/7 Thlr. bez. und 
r., J Thlr. Gld., Nophr.⸗Dezbr. 177 — 7 Thlr. bez. und Br., % Thlr. 
Gld., April-Mai 1863 18— 4 Thlr. bez. 0 
Weizen feſt. Roggen disponible war vielfeitig offerirt und mußte billi⸗ 
ger verkauft werden. Termine eröffneten ſehr flau und merklich unter den 
vorgeſtrigen Schlußpreiſen, fanden aber im Verlaufe mehr Beachtung und 
ſchließen weſentlich höher. Gekündigt 3000 Ctur. Hafer, ine matter. 
Rüböl ſetzte neuerdings den Werth für alle Sichten zurück, indem Verkaufs⸗ 
luſt bei ziemlich regem Handel im Uebergewicht blieb. Spiritus, anfangs 
vernahläffigt und in matter Stimmung, befeſtigte ſich ſehr bald und wur: 
den von Benbthigten beſſere Preiſe ſchließlich angelegt, die ſich auch ſchwach 


behaupteten. 
ä — ꝶM—[ — u—y.:. 

4 Breslau, 29. Juli. Wind: Sud. Wetter: ſchön, ſehr warm. Ther: 
mometer Früh 16° Wärme. Die Stimmung für Getreide war heut ruhig, 
für Roggen ſogar flau, bei ferner weichenden Preiſen. 

Weizen ſchloß gut preishaltend, galiziſcher ſchwach gefragt; pr, S8öpfd. 
weißer 7893 Sgr., gelder 78 — 92 Sgr. — Roggen bei flauer Stimmung 
billiger erlaſſen; pr. Zapſd. 55—57— 59—61 Sgr. — Gerſte nicht ohne 
Frage; pr. „Opf. weiße 40—42% Ser. — Hafer feit; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 
27 28 Sgr. — Exbſen und Wicken wenig Frage. — Rapskuchen 


52—53 Sgr. — Oelſaaten in vorherrſchend matter Stimmung, von der 
jeod feinjte Sorten jedoch weniger berührt werden. — Schlaglein wenig 
angeboten. 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 80—86—93 Erbſen 50—54- 57 
Gelber Weizen 80—86—92 Wicken tere 38—41—44 
Geringer u. blaufpigiger 70—75—82 Sgr. pr. Sada150 Pfd. Brutto. 
Roggen 55—58—61 Schlag⸗Leinſaat .... 160 —185—210 
ene 39—41—44 Winter⸗Rapss 180—208—235 
ne 24—27—30 inter⸗Rübſen . . . 200—220—232 


afer 
® Kleeſaat ſebr ruhig, rothe 84 10% —12—14 Thlr., weiße 9—12 
bis 15—17% Thlr., neue Waare 1520 Thlr. 

Thymothee 68% Thlr. pr. Ctr. " 

Kartoffeln pr. Sad & 150 Pfd. netto 20—25 Sgr., Metze 11% Sgr. 

Vor der Börſe. 

Rohes Rübbl flau, pr. Ctr. loco 13% Thlr., Sommermonate 13% Thlr., 
Herbit 137%, Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 13% 
Thlr., Sommermonate 18% Thlr., Herbſt 18% Thlr. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Grab, Barth und Comp. (M. Friedrich) in Breslau. 


Fl., October 
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